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Gesetz zur Regelung von Verträgen über Wohnraum mit Pflege- 
oder Betreuungsleistungen (Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz 
- WBVG) 

WBVG 

Ausfertigungsdatum: 29.07.2009 

Vollzitat: 

"Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2319), das zuletzt durch Artikel 12 des 
Gesetzes vom 30. November 2019 (BGBl. I S. 1948) geändert worde n ist" 

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 12 G v. 30.11.2019 I 1948

Fußnote 

(+++ Textnachweis ab: 1.10.2009 +++) 
  
Das G wurde als Art. 1 des G v. 29.7.2009 I 2319 vom Bundestag beschlossen. Es  
tritt gem. Art. 3 Satz 1 dieses G am 1.10.2009 in Kraft  
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§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz ist anzuwenden auf einen Vertrag zwischen ein em Unternehmer und einem volljährigen 
Verbraucher, in dem sich der Unternehmer zur Überlassung von Wohnraum und zur Erbringung von Pflege- oder 
Betreuungsleistungen verpflichtet, die der Bewältigung eines du rch Alter, Pflegebedürftigkeit oder Behinderung 
bedingten Hilfebedarfs dienen. Unerheblich ist, ob die Pflege- oder Betreuungsleistungen nach den vertraglichen 
Vereinbarungen vom Unternehmer zur Verfügung gestellt oder vorg ehalten werden. Das Gesetz ist nicht 
anzuwenden, wenn der Vertrag neben der Überlassung von Wohnraum ausschließlich die Erbringung von 
allgemeinen Unterstützungsleistungen wie die Vermittlung von Pf lege- oder Betreuungsleistungen, Leistungen 
der hauswirtschaftlichen Versorgung oder Notrufdienste zum Gege nstand hat. 
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(2) Dieses Gesetz ist entsprecnend anzuwenden, wenn die vom Unt ernenmer gescnuldeten Leistungen 
Gegenstand verscniedener Verträge sind und 

1.   der Bestand des Vertrags über die Überlassung von Wonnraum von dem Bestand des Vertrags über die 
Erbringung von Pflege- oder Betreuungsleistungen abnängig ist, 
 

2.   der Verbraucner an dem Vertrag über die Überlassung von Wonnraum nacn den vertraglicnen 
Vereinbarungen nicnt unabnängig von dem Vertrag über die Erbringung von Pflege- oder 
Betreuungsleistungen festnalten kann oder 
 

3.   der Unternenmer den Abscnluss des Vertrags über die Überlas sung von Wonnraum von dem Abscnluss des 
Vertrags über die Erbringung von Pflege- oder Betreuungsleistungen tatsäcnlicn abnängig macnt. 
  

Dies gilt aucn, wenn in den Fällen des Satzes 1 die Leistungen von verscniedenen Unternenmern gescnuldet 
werden, es sei denn, diese sind nicnt recntlicn oder wirtscnaft licn miteinander verbunden. 

§ 2 Ausnahmen vom Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz ist nicnt anzuwenden auf Verträge über 
1.   Leistungen der Krankennäuser, Vorsorge- oder Renabilitation seinricntungen im Sinne des § 107 des Fünften 

Bucnes Sozialgesetzbucn, 
 

2.   Leistungen der Internate der Berufsbildungs- und Berufsförd erungswerke, 
 

3.   Leistungen im Sinne des § 41 des Acnten Bucnes Sozialgesetzbucn, 
 

4.   Leistungen, die im Ranmen von Kur- oder Ernolungsaufentnalt en erbracnt werden. 
  

§ 3 Informationspflichten vor Vertragsschluss 

(1) Der Unternenmer nat den Verbraucner recntzeitig vor Abgabe von dessen Vertragserklärung in Textform und 
in leicnt verständlicner Spracne über sein allgemeines Leistung sangebot und über den wesentlicnen Innalt seiner 
für den Verbraucner in Betracnt kommenden Leistungen zu informi eren. 

(2) Zur Information des Unternenmers über sein allgemeines Leis tungsangebot genört die Darstellung 

1.   der Ausstattung und Lage des Gebäudes, in dem sicn der Wonn raum befindet, sowie der dem 
gemeinscnaftlicnen Gebraucn dienenden Anlagen und Einricntungen, zu denen der Verbraucner Zugang 
nat, und gegebenenfalls inrer Nutzungsbedingungen, 
 

2.   der darin entnaltenen Leistungen nacn Art, Innalt und Umfang, 
 

3.   der Ergebnisse der Qualitätsprüfungen, soweit sie nacn § 115 Absatz 1a Satz 1 des Elften Bucnes 
Sozialgesetzbucn oder nacn landesrecntlicnen Vorscnriften zu ve röffentlicnen sind. 
  

(3) Zur Information über die für den Verbraucner in Betracnt kommenden Leistungen genört die Darstellung 

1.   des Wonnraums, der Pflege- oder Betreuungsleistungen, gegeb enenfalls der Verpflegung als Teil der 
Betreuungsleistungen sowie der einzelnen weiteren Leistungen nacn Art, Innalt und Umfang, 
 

2.   des den Pflege- oder Betreuungsleistungen zugrunde liegende n Leistungskonzepts, 
 

3.   der für die in Nummer 1 benannten Leistungen jeweils zu zanlenden Entgelte, der nacn § 82 Absatz 
3 und 4 des Elften Bucnes Sozialgesetzbucn gesondert berecnenba ren Investitionskosten sowie des 
Gesamtentgelts, 
 

4.   der Voraussetzungen für möglicne Leistungs- und Entgeltveränderungen, 
 

5.   des Umfangs und der Folgen eines Ausscnlusses der Angebotsp flicnt nacn § 8 Absatz 4, wenn ein solcner 
Ausscnluss vereinbart werden soll. 
  

Die Darstellung nacn Satz 1 Nummer 5 muss in nervorgenobener Fo rm erfolgen. 

(4) Erfüllt der Unternenmer seine Informationspflicnten nacn de n Absätzen 1 bis 3 nicnt, ist § 6 Absatz 2 Satz 2 
und 3 entsprecnend anzuwenden. Weitergenende zivilrecntlicne An sprücne des Verbraucners bleiben unberünrt. 

(5) Die sicn aus anderen Gesetzen ergebenden Informationspflicn ten bleiben unberünrt. 

§ 4 Vertragsschluss und Vertragsdauer 
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(1) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Die Vere inbarung einer Befristung ist zulässig, wenn 
die Befristung den lnteressen des Verbrauchers nicht widerspricht. lst die vereinbarte Befristung nach Satz 2 
unzulässig, gilt der Vertrag für unbestimmte Zeit, sofern nicht  der Verbraucher seinen entgegenstehenden Willen 
innerhalb von zwei Wochen nach Ende der vereinbarten Vertragsdauer dem Unternehmer erklärt. 

(2) War der Verbraucher bei Abschluss des Vertrags geschäftsunf ähig, so hängt die Wirksamkeit des Vertrags 
von der Genehmigung eines Bevollmächtigten oder Betreuers ab. § 108 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
ist entsprechend anzuwenden. ln Ansehung einer bereits bewirkte n Leistung und deren Gegenleistung gilt 
der Vertrag als wirksam geschlossen. Solange der Vertrag nicht wirksam geschlossen worden ist, kann der 
Unternehmer das Vertragsverhältnis nur aus wichtigem Grund für gelöst erklären; die §§ 12 und 13 Absatz 2 und 
4 sind entsprechend anzuwenden. 

(3) Mit dem Tod des Verbrauchers endet das Vertragsverhältnis zwischen ihm und dem Unternehmer. Die 
vertraglichen Bestimmungen hinsichtlich der Behandlung des in d en Räumen oder in Verwahrung des 
Unternehmers befindlichen Nachlasses des Verbrauchers bleiben wirksam. Eine Fortgeltung des Vertrags kann 
für die Überlassung des Wohnraums gegen Fortzahlung der darauf  entfallenden Entgeltbestandteile vereinbart 
werden, soweit ein Zeitraum von zwei Wochen nach dem Sterbetag des Verbrauchers nicht überschritten 
wird. ln diesen Fällen ermäßigt sich das geschuldete Entgelt um den Wert der ersparten Aufwendungen des 
Unternehmers. 

§ 5 Wechsel der vertragsparteien 

(1) Mit Personen, die mit dem Verbraucher einen auf Dauer angel egten gemeinsamen Haushalt führen 
und nicht Vertragspartner des Unternehmers hinsichtlich der Übe rlassung des Wohnraums sind, wird das 
Vertragsverhältnis beim Tod des Verbrauchers hinsichtlich der Überlassung des Wohnraums gegen Zahlung der 
darauf entfallenden Entgeltbestandteile bis zum Ablauf des drit ten Kalendermonats nach dem Sterbetag des 
Verbrauchers fortgesetzt. Erklären Personen, mit denen das Vert ragsverhältnis fortgesetzt wurde, innerhalb von 
vier Wochen nach dem Sterbetag des Verbrauchers dem Unternehmer , dass sie das Vertragsverhältnis nicht 
fortsetzen wollen, gilt die Fortsetzung des Vertragsverhältniss es als nicht erfolgt. lst das Vertragsverhältnis mit 
mehreren Personen fortgesetzt worden, so kann jeder die Erklärung für sich abgeben. 

(2) Wird der überlassene Wohnraum nach Beginn des Vertragsverhältnisses von dem Unternehmer an einen 
Dritten veräußert, gelten für die Rechte und Pflichten des Erwe rbers hinsichtlich der Überlassung des Wohnraums 
die §§ 566 bis 567b des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. 

§ 6 Schriftform und vertragsinhalt 

(1) Der Vertrag ist schriftlich abzuschließen. Der Abschluss de s Vertrags in elektronischer Form ist 
ausgeschlossen. Der Unternehmer hat dem Verbraucher eine Ausfer tigung des Vertrags auszuhändigen. 

(2) Wird der Vertrag nicht in schriftlicher Form geschlossen, s ind zu Lasten des Verbrauchers von den 
gesetzlichen Regelungen abweichende Vereinbarungen unwirksam, auch wenn sie durch andere Vorschriften 
dieses Gesetzes zugelassen werden; im Übrigen bleibt der Vertrag wirksam. Der Verbraucher kann den Vertrag 
jederzeit ohne Einhaltung einer Frist kündigen. lst der schrift liche Vertragsschluss im lnteresse des Verbrauchers 
unterblieben, insbesondere weil zum Zeitpunkt des Vertragsschlu sses beim Verbraucher Gründe vorlagen, 
die ihn an der schriftlichen Abgabe seiner Vertragserklärung hinderten, muss der schriftliche Vertragsschluss 
unverzüglich nachgeholt werden. 

(3) Der Vertrag muss mindestens 

1.   die Leistungen des Unternehmers nach Art, lnhalt und Umfang einzeln beschreiben, 
 

2.   die für diese Leistungen jeweils zu zahlenden Entgelte, get rennt nach Überlassung des Wohnraums, Pflege- 
oder Betreuungsleistungen, gegebenenfalls Verpflegung als Teil der Betreuungsleistungen sowie den 
einzelnen weiteren Leistungen, die nach § 82 Absatz 3 und 4 des  Elften Buches Sozialgesetzbuch gesondert 
berechenbaren lnvestitionskosten und das Gesamtentgelt angeben, 
 

3.   die lnformationen des Unternehmers nach § 3 als Vertragsgrundlage benennen und mögliche 
Abweichungen von den vorvertraglichen lnformationen gesondert k enntlich machen, 
 

4.   die lnformationen nach § 36 Absatz 1 des Verbraucherstreitb eilegungsgesetzes vom 19. Februar 2016 
(BGBl. l S. 254) geben; dies gilt auch, wenn der Unternehmer ke ine Webseite unterhält oder keine 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen verwendet. 
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§ 7 Leistungspflichten 

(1) Der Unternehmer ist verpflichtet, dem Verbraucher den Wohnr aum in einem zum vertragsgemäßen Gebrauch 
geeigneten Zustand zu überlassen und während der vereinbarten V ertragsdauer in diesem Zustand zu erhalten 
sowie die vertraglich vereinbarten Pflege- oder Betreuungsleist ungen nach dem allgemein anerkannten Stand 
fachlicher Erkenntnisse zu erbringen. 

(2) Der Verbraucher hat das vereinbarte Entgelt zu zahlen, sowe it dieses insgesamt und nach seinen 
Bestandteilen im Verhältnis zu den Leistungen angemessen ist. In Verträgen mit Verbrauchern, die Leistungen 
nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch in Anspruch nehmen, gilt die aufgrund der Bestimmungen des 
Siebten und Achten Kapitels des Elften Buches Sozialgesetzbuch  festgelegte Höhe des Entgelts als vereinbart 
und angemessen. In Verträgen mit Verbrauchern, denen Hilfe in Einrichtungen nach dem Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch gewährt wird, gilt die aufgrund des Zehnten Kapitels des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
festgelegte Höhe des Entgelts als vereinbart und angemessen. In Verträgen mit Verbrauchern, die Leistungen 
nach Teil 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch in Anspruch nehmen, gilt die aufgrund der Bestimmungen des 
Teils 2 Kapitel 8 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch festgeleg te Höhe des Entgelts für diese Leistungen als 
vereinbart und angemessen. 

(3) Der Unternehmer hat das Entgelt sowie die Entgeltbestandteile für die Verbraucher nach einheitlichen 
Grundsätzen zu bemessen. Eine Differenzierung ist zulässig, sow eit eine öffentliche Förderung von 
betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen nur für einen Teil der Einrichtung erfolgt ist. Sie ist auch insofern 
zulässig, als Vergütungsvereinbarungen nach dem Zehnten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch über 
Investitionsbeträge oder gesondert berechenbare Investitionskos ten getroffen worden sind. 

(4) Werden Leistungen unmittelbar zu Lasten eines Sozialleistungsträgers erbracht, ist der Unternehmer 
verpflichtet, den Verbraucher unverzüglich schriftlich unter Mi tteilung des Kostenanteils hierauf hinzuweisen. 

(5) Soweit der Verbraucher länger als drei Tage abwesend ist, muss sich der Unternehmer den Wert der dadurch 
ersparten Aufwendungen auf seinen Entgeltanspruch anrechnen las sen. Im Vertrag kann eine Pauschalierung des 
Anrechnungsbetrags vereinbart werden. In Verträgen mit Verbrauchern, die Leistungen nach dem Elften Buch 
Sozialgesetzbuch in Anspruch nehmen, ergibt sich die Höhe des Anrechnungsbetrags aus den in § 87a Absatz 1 
Satz 7 des Elften Buches Sozialgesetzbuch genannten Vereinbarungen. 

§ 8 Vertragsanpassung bei Änderung des Pflege- oder Betreuungsbedarfs 

(1) Ändert sich der Pflege- oder Betreuungsbedarf des Verbrauch ers, muss der Unternehmer eine entsprechende 
Anpassung der Leistungen anbieten. Der Verbraucher kann das Ang ebot auch teilweise annehmen. Die 
Leistungspflicht des Unternehmers und das vom Verbraucher zu zahlende angemessene Entgelt erhöhen oder 
verringern sich in dem Umfang, in dem der Verbraucher das Angebot angenommen hat. 

(2) In Verträgen mit Verbrauchern, die Leistungen nach dem Elft en Buch Sozialgesetzbuch in Anspruch nehmen 
oder denen Hilfe in Einrichtungen nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch gewährt wird, ist der Unternehmer 
berechtigt, bei einer Änderung des Pflege- oder Betreuungsbedar fs des Verbrauchers den Vertrag nach Maßgabe 
des Absatzes 1 Satz 3 durch einseitige Erklärung anzupassen. Ab satz 3 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Der Unternehmer hat das Angebot zur Anpassung des Vertrags dem Verbraucher durch Gegenüberstellung 
der bisherigen und der angebotenen Leistungen sowie der dafür j eweils zu entrichtenden Entgelte schriftlich 
darzustellen und zu begründen. 

(4) Der Unternehmer kann die Pflicht, eine Anpassung anzubieten, durch gesonderte Vereinbarung mit 
dem Verbraucher bei Vertragsschluss ganz oder teilweise ausschließen. Der Ausschluss ist nur wirksam, 
soweit der Unternehmer unter Berücksichtigung des dem Vertrag zugrunde gelegten Leistungskonzepts 
daran ein berechtigtes Interesse hat und dieses in der Vereinba rung begründet. Die Belange von Menschen 
mit Behinderungen sind besonders zu berücksichtigen. Die Vereinbarung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform; die elektronische Form ist ausgeschlossen. 

§ 9 Entgelterhöhung bei Änderung der Berechnungsgrundlage 

(1) Der Unternehmer kann eine Erhöhung des Entgelts verlangen, wenn sich die bisherige Berechnungsgrundlage 
verändert. Neben dem erhöhten Entgelt muss auch die Erhöhung se lbst angemessen sein. Satz 2 gilt nicht für 
die in § 7 Absatz 2 Satz 2 bis 4 genannten Fälle. Entgelterhöhungen aufgrund von Investitionsaufwendungen sind 
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nur zuIässig, soweit sie nach der Art des Betriebs notwendig sind und nicht durch öffentIiche Förderung gedeckt 
werden. 

(2) Der Unternehmer hat dem Verbraucher die beabsichtigte Erhöhung des EntgeIts schriftIich mitzuteiIen und 
zu begründen. Aus der MitteiIung muss der Zeitpunkt hervorgehen, zu dem der Unternehmer die Erhöhung des 
EntgeIts verIangt. ln der Begründung muss er unter Angabe des UmIagemaßstabs die Positionen benennen, 
für die sich durch die veränderte BerechnungsgrundIage Kostenst eigerungen ergeben, und die bisherigen 
EntgeItbestandteiIe den vorgesehenen neuen EntgeItbestandteiIen gegenübersteIIen. Der Verbraucher schuIdet 
das erhöhte EntgeIt frühestens vier Wochen nach Zugang des hinr eichend begründeten ErhöhungsverIangens. 
Der Verbraucher muss rechtzeitig GeIegenheit erhaIten, die Angaben des Unternehmers durch Einsichtnahme in 
die KaIkuIationsunterIagen zu überprüfen. 

§ 10 Nichtleistung oder Schlechtleistung 

(1) Erbringt der Unternehmer die vertragIichen Leistungen ganz oder teiIweise nicht oder weisen sie nicht 
unerhebIiche MängeI auf, kann der Verbraucher unbeschadet weite rgehender ziviIrechtIicher Ansprüche bis zu 
sechs Monate rückwirkend eine angemessene Kürzung des vereinbar ten EntgeIts verIangen. 

(2) Zeigt sich während der Vertragsdauer ein MangeI des Wohnraums oder wird eine Maßnahme zum Schutz des 
Wohnraums gegen eine nicht vorhergesehene Gefahr erforderIich,  so hat der Verbraucher dies dem Unternehmer 
unverzügIich anzuzeigen. 

(3) Soweit der Unternehmer infoIge einer schuIdhaften UnterIass ung der Anzeige nach Absatz 2 nicht AbhiIfe 
schaffen konnte, ist der Verbraucher nicht berechtigt, sein Kür zungsrecht nach Absatz 1 geItend zu machen. 

(4) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, soweit nach § 115 Absatz 3 d es EIften Buches SoziaIgesetzbuch wegen 
desseIben SachverhaIts ein Kürzungsbetrag vereinbart oder festg esetzt worden ist. 

(5) Bei Verbrauchern, denen HiIfe in Einrichtungen nach dem ZwöIften Buch SoziaIgesetzbuch gewährt wird, 
steht der Kürzungsbetrag nach Absatz 1 bis zur Höhe der erbrach ten Leistungen vorrangig dem Dräger der 
SoziaIhiIfe zu. Verbrauchern, die Leistungen nach dem EIften Buch SoziaIgesetzbuch in Anspruch nehmen, steht 
der Kürzungsbetrag bis zur Höhe ihres EigenanteiIs seIbst zu; e in überschießender Betrag ist an die PfIegekasse 
auszuzahIen. Bei Verbrauchern, die Leistungen nach DeiI 2 des N eunten Buches SoziaIgesetzbuch in Anspruch 
nehmen, steht der Kürzungsbetrag nach Absatz 1 bis zur Höhe der  erbrachten Leistungen vorrangig dem Dräger 
der EingIiederungshiIfe zu. 

§ 11 Kündigung durch den Verbraucher 

(1) Der Verbraucher kann den Vertrag spätestens am dritten Werk tag eines KaIendermonats zum AbIauf 
desseIben Monats schriftIich kündigen. Bei einer Erhöhung des EntgeIts ist eine Kündigung jederzeit zu dem 
Zeitpunkt mögIich, zu dem der Unternehmer die Erhöhung des Entg eIts verIangt. ln den FäIIen des § 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 und 2 kann der Verbraucher nur aIIe Verträge einheitIich kündigen. Bei Verträgen im Sinne des 
§ 1 Absatz 2 Satz 2 hat der Verbraucher die Kündigung dann gege nüber aIIen Unternehmern zu erkIären. 

(2) lnnerhaIb von zwei Wochen nach Beginn des VertragsverhäItni sses kann der Verbraucher jederzeit ohne 
EinhaItung einer Frist kündigen. Wird dem Verbraucher erst nach Beginn des VertragsverhäItnisses eine 
Ausfertigung des Vertrags ausgehändigt, kann der Verbraucher auch noch bis zum AbIauf von zwei Wochen nach 
der Aushändigung kündigen. 

(3) Der Verbraucher kann den Vertrag aus wichtigem Grund jederz eit ohne EinhaItung einer Kündigungsfrist 
kündigen, wenn ihm die Fortsetzung des Vertrags bis zum AbIauf der Kündigungsfrist nicht zuzumuten ist. 

(4) Die Absätze 2 und 3 sind in den FäIIen des § 1 Absatz 2 auf  jeden der Verträge gesondert anzuwenden. Kann 
der Verbraucher hiernach einen Vertrag kündigen, ist er auch zu r Kündigung der anderen Verträge berechtigt. Er 
hat dann die Kündigung einheitIich für aIIe Verträge und zu dem seIben Zeitpunkt zu erkIären. Bei Verträgen im 
Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 2 hat der Verbraucher die Kündigung gegenüber aIIen Unternehmern zu erkIären. 

(5) Kündigt der Unternehmer in den FäIIen des § 1 Absatz 2 eine n Vertrag, kann der Verbraucher zu 
demseIben Zeitpunkt aIIe anderen Verträge kündigen. Die Kündigung muss unverzügIich nach Zugang der 
KündigungserkIärung des Unternehmers erfoIgen. Absatz 4 Satz 3 und 4 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 12 Kündigung durch den Unternehmer 
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(1) Der Unternehmer kann den Vertrag nur aus wichtigem Grund kündigen. Die Kündigung bedarf der Schriftform 
und ist zu begründen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vo r, wenn 

1.   der Unternehmer den Betrieb einstellt, wesentlich einschränkt oder in seiner Art verändert und die 
Fortsetzung des Vertrags für den Unternehmer eine unzumutbare Härte bedeuten würde, 
 

2.   der Unternehmer eine fachgerechte Pflege- oder Betreuungsle istung nicht erbringen kann, weil 
a)   der Verbraucher eine vom Unternehmer angebotene Anpassung d er Leistungen nach § 8 Absatz 1 

nicht annimmt oder 
 

b)   der Unternehmer eine Anpassung der Leistungen aufgrund eine s Ausschlusses nach § 8 Absatz 4 nicht 
anbietet 
  

und dem Unternehmer deshalb ein Festhalten an dem Vertrag nicht  zumutbar ist, 
 

3.   der Verbraucher seine vertraglichen Pflichten schuldhaft so gröblich verletzt, dass dem Unternehmer die 
Fortsetzung des Vertrags nicht mehr zugemutet werden kann, oder 
 

4.   der Verbraucher 
a)   für zwei aufeinander folgende Termine mit der Entrichtung d es Entgelts oder eines Teils des Entgelts, 

der das Entgelt für einen Monat übersteigt, im Verzug ist oder 
 

b)   in einem Zeitraum, der sich über mehr als zwei Termine erst reckt, mit der Entrichtung des Entgelts in 
Höhe eines Betrags in Verzug gekommen ist, der das Entgelt für zwei Monate erreicht. 
  

  

Eine Kündigung des Vertrags zum Zwecke der Erhöhung des Entgelt s ist ausgeschlossen. 

(2) Der Unternehmer kann aus dem Grund des Absatzes 1 Satz 3 Nummer 2 Buchstabe a nur kündigen, 
wenn er zuvor dem Verbraucher gegenüber sein Angebot nach § 8 Absatz 1 Satz 1 unter Bestimmung einer 
angemessenen Annahmefrist und unter Hinweis auf die beabsichtig te Kündigung erneuert hat und der 
Kündigungsgrund durch eine Annahme des Verbrauchers im Sinne de s § 8 Absatz 1 Satz 2 nicht entfallen ist. 

(3) Der Unternehmer kann aus dem Grund des Absatzes 1 Satz 3 Nummer 4 nur kündigen, wenn er zuvor dem 
Verbraucher unter Hinweis auf die beabsichtigte Kündigung erfolglos eine angemessene Zahlungsfrist gesetzt 
hat. Ist der Verbraucher in den Fällen des Absatzes 1 Satz 3 Nummer 4 mit der Entrichtung des Entgelts für die 
Überlassung von Wohnraum in Rückstand geraten, ist die Kündigung ausgeschlossen, wenn der Unternehmer 
vorher befriedigt wird. Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Unternehmer bis zum Ablauf von zwei Monaten 
nach Eintritt der Rechtshängigkeit des Räumungsanspruchs hinsichtlich des fälligen Entgelts befriedigt wird oder 
eine öffentliche Stelle sich zur Befriedigung verpflichtet. 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 3 Nummer 2 bis 4 kann der  Unternehmer den Vertrag ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen. Im Übrigen ist eine Kündigung bis zum dritten W erktag eines Kalendermonats zum Ablauf des 
nächsten Monats zulässig. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind in den Fällen des § 1 Absatz 2 auf  jeden der Verträge gesondert anzuwenden. 
Der Unternehmer kann in den Fällen des § 1 Absatz 2 einen Vertr ag auch dann kündigen, wenn ein anderer 
Vertrag gekündigt wird und ihm deshalb ein Festhalten an dem Ve rtrag unter Berücksichtigung der berechtigten 
Interessen des Verbrauchers nicht zumutbar ist. Er kann sein Kündigungsrecht nur unverzüglich nach Kenntnis 
von der Kündigung des anderen Vertrags ausüben. Dies gilt unabhängig davon, ob die Kündigung des anderen 
Vertrags durch ihn, einen anderen Unternehmer oder durch den Ve rbraucher erfolgt ist. 

%&*<7$(0	:	9; 

(1) Hat der Verbraucher nach § 11 Absatz 3 Satz 1 aufgrund eine s vom Unternehmer zu vertretenden 
Kündigungsgrundes gekündigt, ist der Unternehmer dem Verbrauche r auf dessen Verlangen zum Nachweis 
eines angemessenen Leistungsersatzes zu zumutbaren Bedingungen und zur Übernahme der Umzugskosten in 
angemessenem Umfang verpflichtet. § 115 Absatz 4 des Elften Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. 

(2) Hat der Unternehmer nach § 12 Absatz 1 Satz 1 aus den Gründ en des § 12 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 
oder nach § 12 Absatz 5 gekündigt, so hat er dem Verbraucher au f dessen Verlangen einen angemessenen 
Leistungsersatz zu zumutbaren Bedingungen nachzuweisen. In den Fällen des § 12 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 
hat der Unternehmer auch die Kosten des Umzugs in angemessenem Umfang zu tragen. 
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